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schließungsgründe weggefallen 

der- Maßnahme.

sind I späte
s t e r»s jedoch am Ende

die Tätigkeit
Das heißt zum Beispiel, daß in c * e t 2  0 iSchen Fällen der 
der Oiensteinheiten der Linie XX ^VP a die öffent-
Zuführung von Personen zur K l ä r u n g g e  f ahndenden

8  2 spätestens am Ende tier 
inhaltlich der Grund

ind der Sachverhalts-
• «v» uu 1 • » —'

klärung mitzuteilen ist, soweit 
aus nicht selbst darüber spricht 
ständen der Maßnahmen eindeutig 
was es geht.
Diese Konsequenz der Mitteilungsp .
Ende der Eröffnungsphase der Befragung ergibt Sion 
daraus, weil ohne solch eine Mitteilung die Sachver- 
haltsklärung als Maßnahme zur Gef ahrenabviehr

liehe Ordnung und Sicherheit 
Sachverhaltes gemäß § 12 Abs.
Eröffnungsphase der Befragung
für die Zuführung und der G e g e n s t a ^  p e r s o n  V Q n

oder aus den Gesamtem— 
is t , umersieht lieh

flicht spätestens am

folgen kann, wenn nicht bekannt is t ,  welcher 
halt geklärt werden soll (.siehe hie r zu auch 
führungen unter Zif f , 3.5.1.')

nicht er- 
Sachver— 
die Aus—

л л ~berei ts  bei  Beginn der Daraus ergibt sich, daß grundsatz x/orlieaen
Maßnahme ein den Anforderungen entsprechen et r^U

muß. Es ist nicht gestat tet ,  daß durch das MfS о - s

sächliche Gefahren verursacht oder initiiert ѵмег erv, um

als Ausgangsinformationen zur Realisierung operati mit.
lien oder zur Lösung anderer politisch-operativer .Aufgaben m«

den Befugnissen des VP—Gesetzes zu nutzen.

Die rechtliche Stellung der von der Wahrnehmung der Be
fugnisse des VP-Gesetzes Betroffenen

Oie rechtliche Stellung der von der Wahrnehmung der Befugnis
es Vp-Gesetzes Betroffenen ergibt sich Insbesondere aus de'

А n rorderungen des § 9. Hier 1st normiert , wann eine Person
*1 m  о • inne des VP-Gesetzes verantwortlich ist. Diese Veraniw
11 h cnl<eit muß gegeben sein, wenn die Befugnisse des VP-Ges< 
2Ur Abwehr von Gefahren gegenüber einer Person wahrgenomrc
tAl ЛЧ .— *werden sollen.


